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Zur Handhabung der Aufiklicenzvorfchriften und des 
einſchlägigen Strafuerfahrens. 
Von Wenzel Trümmel, k. k. Polizeiconcipiſten in Prag. 


Die Handhabung der ſogenannten „Spielpolizei“, namentlich der 


darunter begriffenen Muſiklicenzvorſchriften, ſowohl rückſichtlich der Ge- 
bührenbehandlung als auch bezüglich des einſchlägigen Strafverfahrens, 
bietet mitunter dem gewiegteſten Praktiker nicht unerhebliche Schwierig⸗ 
keiten dar und weiſt die Praxis ein Kaleidoskop von nicht ſelten einander 


widerſprechender Entſcheidungen der Unter- und Oberbehörden aus. Dies 


kann nicht Wunder nehmen, wenn man bedenkt, daß die bereits mehr 


oder minder in Vergeſſenheit gerathenen einſchlägigen Vorſchriſten zumeiſt 


aus dem vorigen oder dem Anfange dieſes Jahrhunderts datiren und 
durch die Neuzeit überholt wurden. Auch gehört dieſer Zweig des Ver⸗ 
waltungsdienſtes zu denjenigen Gebieten, welche literariſch bisher am 
ſtiefmütterlichſten behandelt wurden. Dies, ſowie auch der Mangel einer 
ordentlichen Verwaltungsgerichtsbarkeit bringt es mit ſich, daß auf dem 
Felde der adminiſtrativen Judicatur bei unſerem eingeſchränkten Inſtanzen⸗ 


zuge wenig erfreuliche Früchte gedeihen. Dieſer Erſcheinung kann zum 


Theile nur durch gegenſeitigen Meinungsaustauſch begegnet werden, 
wozu eben dieſe Blätter dienen. Nur müßte man die noch immer an 
gewiſſen Orten graſſirende Scheu vor der Oeffentlichkeit einmal 
ganz ablegen. Doch zur Sache! 


Dem Praktiker dürfte wohl bekannt ſein, daß ſeit einer Reihe 


von Jahren Gaſtwirthe, wenn fie eine entreefreie Harmoniemuſik ab- 
halten wollen, dieſelbe vorher bei der Verwaltungs- (politiſchen oder 
Polizei-, reſp. Local-) Behörde anmelden müſſen, was ſo viel heißt, 


als daß fie gegen Erlag einer 50 kr. -Stempelmarke eine Bolette zu 


löſen haben. Im Unterlaſſungsfalle werden ſie zur Verantwortung gezogen 
| und mitunter mit Geldſtrafen (auf Grund diverſer Vorſchriften) belegt. 
Ebenſo häufig kommt es vor, daß in Gaſthäuſern von den an- 
weſenden Gäſten — häuſig ohne Vorwiſſen und gegen den Willen des 
Wirthes — Tanzbeluſtigungen improviſirt werden, worauf ſodann der 
Gaſtwirth wegen „unbeſugter Abhaltung einer Tanzmuſik“ in Strafe 
verfällt. Auch da wird ſich auf diverſe Vorſchriften berufen. 

So wurde beiſpielsweiſe ein Gaſtwirth, welcher in ſeinem Locale 
eine entreefreie Harmoniemuſik abhalten ließ, ohne dieſelbe bei der 
Behörde angemeldet zu haben, von der erſten Inſtanz „nach dem 
Statthalterei⸗Erlaſſe vom 22. Juli 1874, 3. 39.768, auf Grund des 
8 11 der kaiſ. Verordnung vom 20. April 1854, R. G. Bl. Nr. 96, 
zur Geldſtrafe von 1 Gulden, eventuell zu 6 Stunden Arreſt und zum 
Erſatze der entgangenen Stempelgebühr per 50 kr. verurtheilt“. 
Das Erkenntniß wurde jedoch über die dagegen angemeldete Berufung 
von der Oberbehörde aus den Grunde behoben, „weil auf den vor— 
liegenden Straffall weder der bezogene Statthalterei-Erlaß noch auch 
die kaiſ. Verordnung vom 20. April 1854, R. G. Bl. Nr. 96, An⸗ 
wendung zu finden hat.“ Unter Einem wurde die Unterbehörde aufge- 
fordert, das Strafverfahren gegen den Wirth nach Maßgabe der dies- 
falls beſtehenden geſetzlichen Normen unter Freilaſſung der h. Berufung 
zu reaſſumiren. Recurrent entrichtete nachträglich die Stempelgebühr 
per 50 kr. und das Strafverfahren fand hiermit ſeinen Abſchluß. 

In einem anderen Falle kam der Behörde die Anzeige zu, daß 
im Gaſthauſe des F. nach 2 Uhr nach Mitternacht bei Piano getanzt 
wurde, ohne daß der Wirth die Abhaltung einer Tanzmuſik vorher an- 
gemeldet und die Bewilligung hiezu eingeholt hätte. 

Die eingeleitete Unterſuchung ergab, daß lediglich einige Mitglieder 
eines „Bildungsvereines“ ſich in ihrem in dem Gaſthauſe befindlichen 
Vereinslocale — wohin fremde Perſonen nicht Zutritt hatten — zu 
einer (in den Statuten vorgeſehenen) Geſangsübung eingefunden haben, 
nach deren Schluſſe ein Vereinsmitglied auf dem dem Vereine gehörigen 
Piano einige Tanzpiecen aufſpielte, was die anweſenden Metglieder, 
worunter ſich auch einige durch letztere eingeſührte Damen befanden, zur 
Improviſirung einer „Tanzunterhaltung“ benützten. Durch Einſchreiten 
der Wachorgane wurde das Tanzen ſofort eingeſtellt und das Locale 
geräumt. Die übrigen Localitäten waren ſchon früher geleert und finſter, 
das Hausthor ſelbſt war ebenfalls bereits abgeſperrt. 

Die erſte Inſtanz verurtheilte hierauf den Obmann in Vertretung 
des Vereines „wegen Unterlaſſung der Einholung der Tanzbewilligung“ 
nach der Miniſterial⸗Verordnung vom 30. September 1857, R. G. Bl. 
Nr. 198, zur Geldbuße von 1 Gulden und wurde dieſer zugleich im 
Sinne der Verordnung des k. k. Miniſteriums der Finanzen vom 
21. Juni 1874, 3. 11.739, angewieſen, die entfallende Gebühr von 
2 Gulden (Licenz⸗ und Eingabeſtempel à 1 fl.) nachträglich zu berichtigen. 
Das Straferkenntniß wurde im Berufungswege von der zweiten Inſtanz 
„bei ſichergeſtelltem Thatbeſtande aus den in demſelben angeführten 
Gründen“ beſtätigt. N 


Aus den vorgeführten zwei Fällen reſultiren insbeſondere die 
zwei Fragen: 

1. Iſt die Abhaltung einer entreefreien Gehörmuſik ohne vor- 
herige Anmeldung ſtrafbar und wornach? 

II. Iſt ein improvifirtes Tanzen als unbeſugte Abhaltung einer 
Tanzunterhaltung anzuſehen und darnach zu ſtrafen? 


Ad J. Zur Orientirung ſei bemerkt, daß wir hier von Böhmen 
ſprechen, daher zunächſt die daſelbſt giltigen Vorſchriften im Auge haben. 
Eine eingehende Aufzählung derſelben iſt hier nicht am Platze und bleibt 
einer ſpäteren Arbeit vorbehalten. Für unſeren Zweck genügt die Confta- 
tirung der Thatſache, daß bis zum Jahre 1874 entreefreie Harmonie 
muſiken anſtaudslos in Gaſthäuſern ohne vorherige behördliche An— 
meldung und Bewilligung abgehalten wurden. 

Ebenſo wurden die b. m. angemeldeten, ohne zahlbaren Zutritt 
ſtattfindenden Tanzmuſiken gebührenfrei behandelt. Gemäß Kundmachung 
der k. k. Finanz⸗Landesdirection in Prag vom 14. Juli 1874, 3. 27.733, 
ergangen an ſämmtliche k. k. Finanz ⸗Bezirksdirectionen, Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaften und Finanzwach-Organe, hat das hohe k. k. Finanz⸗ 
minifterium aus Anlaß der ungleichen Anwendung der T. P. 43 b 2 
des Geſetzes vom 13. December 1862 auf die Geſuche um Ertheilung 
von Tanzmuſiklicenzen unterm 21. Juni 1874, 3. 11.739, den an 
die k. k. Finanzdirection in Linz ergangenen Erlaß vom 5. Jänner 
1868, 3. 48.667, mitgetheilt, wornach der in der T. P. 43 b A 
als maßgebend aufgeſtellte Unterſchied des „zahlbaren Zutrittes“, wie 
dies aus der Natur der dort (exemplativ) aufgezählten Erwerbsacte 
hervorgeht, nur auf die „Ausſtellung von Sehens würdigkeiten, auf 
gymnaſtiſche oder theatraliſche Vorſtellungen, Concerte u. ſ. w. ſich 
bezieht, und daß ſonach ſämmtliche Geſuche um Licenzen zur Abhaltung 
von öffentlichen, d. h. ſolchen Tanzmuſiken, zu denen Jedermann 


Zutritt hat, ohne Unterſchied, ob ein zahlbarer Zutritt ſtattfinde oder 
nicht, neben dem Urkundenſtempel von 1 fl. für die Licenz dem Eingabe 
ſtempel von 1 fl. unterworfen find, das Auſuchen mag ſchriftlich oder 
mündlich geſtellt werden, während Geſuche von Privatperſonen um Ab— 
haltung von Tanzmuſik Unterhaltungen, denen dieſe Eigenſchaft der 
Oeffentlichkeit nicht zukömmt, nur dem Stempel von 50 kr. nach T. P. 43 
a 2 unterliegen und die Bewilligungen dazu nach T. P. 7 lit. i des 
Geſetzes vom 9. Februar 1850 keinen Gegenſtand der Gebühr bilden. 
In Betreff der anderen in den T. P. 43 —62 genannten Erwerbs- 
acten, bei denen der Unterſchied des zahlbaren Zutrittes maßgebend iſt 
(als der Ausſtellung von Sehenswürdigkeiten, gymnaftiſcher oder theatra- 
liſcher Vorſtellungen, Concerte u. ſ. w.), wurde erklärt, daß die Geſuche 
um Vornahme derſelben dem Stempel von 1 fl. und die einſchlägigen 
Licenzen ebenfalls dem Stempel von I fl. nur dann unterliegen, wenn 
es ſich um Productionen gegen zahlbaren Zutritt in einem abgeſchloſſenen 
Raume und gegen ein im Vorhinein beſtimmtes Entgeld handelt, während 
für Geſuche um Vornahme von Productionen an einem Orte, wo Jeder 
mann der Zutritt offen ſteht, ohne daß er zu einer Zahlung verpflichtet 
iſt, oder wenn nur die Einſammlung freiwilliger Gaben, welche die 
Natur eines Almoſens haben, nur der allgemeine Eingabeſtempel von 
50 kr. abzurechnen und die einſchlägige Licenz ſtempelfrei iſt.“ 

Auf dieſen hohen Miniſterialerlaß bezieht ſich nun der im erſten 
Falle citirte Statthaltereierlaß vom 22. Juli 1874, Z. 39.768, welcher 
dem recurrirten Straferkenntniſſe zu Grunde gelegt wurde. Aus dem 
obbezogenen Circulare hat man nämlich deducirt, daß auch die ſeither 
blos b. m. angemeldeten und gebührenfrei behandelten Tanzmuſiken 
ohne Entree neben dem Urkundenſtempel von 1 fl. für die Licenz dem 
Eingabeſtempel von 1 fl. unterworfen find, wie auch, daß die entree⸗ 
freien oder auch nur gegen Einſammlung freiwilliger Gaben ſtatthaben— 
den Harmonie muſiken der allgemeinen Eingabeſtempelgebühr von 
50 kr., daher von Fall zu Fall der polizeiämtlichen Anmeldung und 
Behandlung unterliegen. 


Wenn nun ein Gaſtwirth in feinem Locale eine entreefreie Gehör⸗ 
muſik abhalten läßt, ohne ſie vorher ämtlich angemeldet zu haben, ſo 
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nicht dargethan, 
Fälle der Benützung desſelben ſeitens des Klägers beſtätigt haben, indem 


wird natürlich das Aerar um die Stempelgebühr per 50 kr. geſchädigt. 


Agende einſchlagen, ſo normiren dieſelben lediglich die Abhaltung von 


Bällen, öffentlichen und Privat⸗-Tanz muſiken. 


Die Harmoniemuſiken gegen Entree werden ſeit dem Jahre 1829 
auf Grund der (böhm.) Gubernialverordnung vom 7. December 1829, 
3. 5339, und kraft des der k. k. Polizeidirection durch die h. Vor— 
ſchriften vom 10. December 1850 (8 19) zugewieſenen, mit dem Erlaſſe 
des beſtandenen k. k. Polizeiminiſteriums vom 8. Mai 1867, Z. 2162 698, 
neuerdings geregelten, einſchlägigen Wirkungskreiſes der behördlichen 
Bewilligung und fondsgebührlichen Behandlung unterzogen. Der bezogenen 
Gubernialverordnung vom 7. December 1829 kann zwar blos die 
Mittheilung entnommen werden, „daß die Bewilligung zur Einhebung 
von Tagen anläßlich der Offenhaltung von Schänken über die geſetzliche 


Zeit, dann zur Abnahme von Muſiktaxen hohen Orts angeſucht worden 


iſt“ — doch wird dieſe Einhebung ſeit mehr als 30 Jahren ziemlich 
unangefochten geübt, indem dazumal der k. k. Polizeidirection gleich 
nach dem Erſcheinen der bezogenen Gubernialverordnung ex ao. 1829 
auch die Verpflichtung auferlegt wurde, für die Bewilligung zur Ab— 
haltung von Bällen, Reunionen, Soireen, Kränzchen, Concerten, muſikali— 
lichen Productionen . . . Beiträge für das Armeninſtitut einzuheben. 
Die Höhe der Bemeſſung wurde ſeither von der Größe und dem Umfange 
des Unternehmens, dem Rufe 2c, abhängig gemacht. Eine klare, beſtimmte 
Vorſchrift beſteht aber hierüber noch nicht, weshalb die Frage, wie ſich 
bei Contravenienzfällen ſtrafpolizeilich zu benehmen, offen bleibt. Neben- 
bei bemerkt, wurde ein Gaſtwirth wegen Abhaltung einer Harmonie— 
muſik gegen Entree ohne ämtliche Bewilligung zur Geldſtrafe von 10 fl. 
verurtheilt. Das Straferkenntniß baſirte ſich auf den Eingangs bezogenen 
Statthaltereierlaß vom 22. Juli 1874, Z. 39.768 (durch welchen 
der Finanz⸗Miniſterialerlaß vom 21. Juni 1874, 8. 11.739, der 
k. k. Polizeidirection kundgemacht wurde). Die aus einem ähnlichen 


Anlaſſe vor Jahren angerufene zweitinſtanzliche Entſcheidung unterblieb 


wegen unterlaſſener Einbringung der Berufung mit der Motivirung, 
daß die ausnahmsweiſe in Strafſachen feſtgeſetzte Wirkung der bloßen 
Recursanmeldung auf den zu entſcheidenden Fall (Berechtigung zur Ab— 
nahme von Fondsgebühren) keine Anwendung findet. 
Doch wir wollen dieſen Fall für jetzt nicht weiter erörtern. 
(Schluß folgt. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur Entſcheidung von Streitigkeiten über Benützung von Wald⸗ 
wegen — anch im Beſitzſtörungsverfahren — find die Gerichte: 
behörden nicht competent. 

Moſes S. brachte wider die Cameralherrſchaft zu P. die 
Beſitzſtörungsklage ein aus dem Grunde, weil dieſelbe über Auftrag 
der Forſtbehörde auf dem in den Cameralwald führenden und bisher 
vom Kläger benützten Wege einen Schranken errichtet hatte. Die geklagte 
Cameralherrſchaft geſtand, den Schranken im Zwecke des Forftſchutzes 
errichtet zu haben, widerſprach jedoch, daß Kläger den bewußten Wald⸗ 
fahrweg benützt habe oder zu benützen berechtigt war. 

Das k. k. Bezirksgericht zu P. gab mit dem Erkenntnißbeſcheide 
vom 20. April 1879, Z. 56, dem Klagebegehren Folge, weil die 
Zeugen beſtätigten, daß Kläger den beſagten Waldweg im Zwecke der 
Zufahrt zu ſeiner im Walde belegenen Wieſe benützte, und weiters 
auch unmittelbar vor Errichtung des Schrankens ſein Vieh darüber trieb. 

Das k. k. Oberlandesgericht zu Lemberg hat dagegen mit dem 
Decrete vom 31. März 1880, Z. 8456, das Klagebegehren zurück— 
gewieſen, denn Kläger M. S. habe den factiſchen Beſitz des Rechtes 
der Fahrt über dieſen Waldweg im Sinne des § 313 a. b. G. B. 
obgleich die durch ihn geführten Zeugen einzelne 


hieraus allein der Beſitz eines Servitutsrechtes nicht erſchloſſen werden 
kann. Wenn nun gleich die geklagte Gutsherrſchaft geſtanden hat, den 
Befehl zur Errichtung des beſagten Schrankens ertheilt zu haben, ſo 
kann doch dem Klagebegehren keine Folge gegeben werden, insbeſondere 


Es frägt ſich aber, auf welcher geſetzlichen Grundlage der | 
verpflichtet erſcheint, dergleichen Muſikproductionen vorher anzumelden auch deshalb nicht, weil die k. k. Statthalterei als Grundlaſten-Ab⸗ 
und hierbei die Stempelgebühr per 50 kr. zu entrichten? Aus der löſungs- und Regufirungs-Landescommiffion über Anfrage laut des 


Beantwortung dieſer Frage ergibt ſich ſodann das einzuſchlagende Straf⸗ 
verfahren von ſelbſt. 
Was zunächſt ältere Vorſchriften betrifft, die in die polizeiliche 


Schreibens vom 21. März 1880, 3. 312, eröffnete, daß die vom 
Kläger beanſpruchte Servitut keinen Gegenſtand der Amtshandlung 
dieſer Commiſſion gebildet hat, und weil Kläger nicht einmal behauptet, 


daß dieſe Servitnt im Sinne des $ 481 a. b. B. G. im Laſtenſtaude 
des dienenden Grundes eingetragen worden ſei, wogegen jedoch die 
Berufung auf das Forſtgeſetz im vorliegenden Falle, wo es ſich blos 
um Conſtatirung des letzten factiſchen Beſitzers handelt, belanglos 
erſcheint. 


ein Wald oder ein zur forſtlichen Benützung beſtimmter Grund iſt, 


j . 
(öfungs- und Regulirungs-Commiſſion geregelt werden, und in dringen⸗ 


den Fällen iſt die Landescommiſſion ermächtigt zur Verfügung pro⸗ 


viſoriſcher Vorkehrungen bis zur endgiltigen entgeltlichen Ablöſung oder 
Regulirung der Servitut ($ 1 alinea 3 lit. a, § 6 lit. a, und $ 37 


des kaiſ. Patentes vom 5. Juli 1853, R. G. Bl. Nr. 130, Abſatz 3 


der Miniſterialverordnung vom 3. September 1855, R. G. Bl. Nr. 161, 
und Abſatz 2 der Miniſterialverordnung vom 17. Mai 1860, R. G. Bl. 
Nr. 128). Die Gerichtsbehörden ſind mithin nicht competent zur Entſchei⸗ 
dung vorliegender Streitſache. Inſoferne aber der Kläger im Zuge des Ver⸗ 
fahrens ſich auf den § 24 des Forſtgeſetzes vom 3. December 1852, 
R. G. Bl. Nr. 250, beruft, gehört dieſe Angelegenheit in den 


Competenzkreis der politiſchen Behörden. Aus dieſem Grunde mußten 


daher beide unterrichterliche Entſcheidungen als nichtig, weil unzuſtändig 
erfloſſen, behoben werden. ($ 48 kaiſ. Patent vom 20. November 
1852, R. G. Bl. Nr. 251.) E 


Einfluß der politiſch⸗behördlichen Entſcheidung bezüglich der Ein⸗ 


tragung in die Geburtsmatrik (eines Kindes aus einer Judenehe 
in Galizien) auf das Inteſtaterbrecht zu dem väterlichen Nachlaſſe. 


Zum Nachlaſſe des ohne Hinterlaſſung eines letzten Willens ver- 


ſtorbenen Chaim L. erbserklärte ſich unter Anderen auch deſſen minder— 
jährige Tochter Chaje, welche aus der vom Verſtorbenen nach moſaiſchem 
Rechte mit der Schifre S. abgeſchloſſenen Ehe abſtammte. 

Dieſe Erbserklärung hat die competente Nachlaßinſtanz, das k. k. 
Bezirksgericht zu Z., mittelſt Beſcheides vom 22. Februar 1881, 


8. 737, zu Gericht angenommen, und zwar in der Erwägung, daß, 
wenngleich die Chaje S. zufolge Auftrages der k. k. Statthalterei vom 
9. September 1880 in die Geburtsmatrikel als uneheliches Kind ein- 
getragen wurde, dennoch laut Ausſage des Matrikelführers und gemäß 


den im adminiſtrativen Wege gepflogenen Erhebungen ihre Mutter 


Schifre S. mit dem Erblaſſer eine allerdings blos nach dem moſaiſchen 


Rechte giltige, jedoch in Galizien allgemein übliche Ehe geſchloſſen hat, 


daß die Chaje L. während des Beſtaudes dieſer Ehe geboren wurde, 
ferner nach § 99 a. b. G. B. die Vermuthung immer für die Giltig⸗ 


keit der Ehe ſpricht, der Mangel des Aufgebots bei den Juden in 
Galizien als ein gewöhnlicher Formfehler anzuſehen iſt, in endlicher 
Erwägung, daß nach § 138 a. b. G. B. für die während der Ehe 


geborenen Kinder die Vermuthung der ehelichen Geburt ſtreitet, und 
auch Niemand ſeinerzeit im Sinne der 88 158 und 159 a. b. G. B. | 
gegen die Rechtmäßigkeit der Abſtammung aufgetreten iſt, die Genannte 
als zum Nachlaſſe des Vaters geſetzlich berufenes Kind anerkannt wer- 
den muß, zumal die Kinder, welche aus einer nach moſaiſchem Rechte 
abgeſchloſſeuen Ehe ſtammen, in Galizien allgemein als eheliche Kinder 


mit dem Erbfolgerechte angejehen werden, Chaim L. die Rechte des 
Vaters über die Chaje S. bis zu ſeinem Abſterben ausübte, und trotz— 
dem er von der Schifre S. ſich ſpäter ſcheiden ließ, dieſes Kind ſelbſt 


während des Beſtandes feiner zweiten Ehe bei ſich behielt und auferzog. 


Das k. k. Oberlandesgericht zu L. hat aber gemäß des Decretes 
vom 11. Mai 1881, 3. 8942, den erſtrichterlichen Beſcheid abgeän⸗ 
dert und die Erbserklärung der Chaje S. abgewieſen, denn nach $ 122 


des Patentes vom 9. Auguſt 1854, R. G. Bl. Nr. 208, kann nur 
jene Erbserklärung zu Gericht angenommen werden, welche in der vor 


geſchriebenen Form ausgeſtellt, daher mit den Erforderniſſen der 88 799 


und 800 a. b. G. B. verſehen iſt; im vorliegenden Falle hat aber 


ſchon die k. k. Statthalterei als die hiezu competente politiſche Behörde 
entſchieden, daß die Chaje S. eine uneheliche Tochter iſt, und kann ihr 
demnach das geſetzliche Erbrecht zum Nachlaſſe des Vaters nicht zuer⸗ 
kannt werden. 
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Der k. k. oberſte Gerichtshof hat jedoch mittelſt der Entſchei⸗ 
dung vom 7. September 1880, 3. 7929, die beiden unterrichterlichen 
Erkenntniſſe als nichtig behoben und angeordnet, dem Kläger die Beſitz⸗ 
ſtörungsklage als zum gerichtlichen Verfahren nicht geeignet zurück 
zuſtellen. Denn die Felddienſtbarkeiten, bei denen der dienende Grund 


ollen von Amtswegen durch die Organe der k. k. Grundlaſten-Ab⸗ 


Der k. k. oberſte Gerichtshof hat mittelſt des Deeretes vom 
26. Juli 1881, 3. 8336, den Beſcheid der erſten Inſtanz wieder 
hergeſtellt, in der Erwägung, daß die Namens der minderjährigen 
Chaje S. eingebrachte Erbserklärung zu dem beſagten Nachlaffe den 
Erforderniſſen der SS 122 und 123 des kaiſerlichen Patentes vom 
9. Auguſt 1854 entſpricht und der Beweis des Erbrechtstitels auch 
nachträglich beigebracht werden kann, daß ferner nach dem Zeugniſſe des 
Matrikelführers der verſtorbene Chaim L. die Schifre S. nach moſai— 
ſchem Ritus zur Gattin nahm, die Chaje S. während der Dauer dieſer 
Ehe geboren wurde, daß für die Rechtmäßigkeit der ehelichen Abſtam⸗ 
mung die rechtliche Vermuthung des § 138 a. b. G. B. ſtreitet, gegen 
welche Niemand gerichtlich aufgetreten iſt, und in endlicher Erwägung, 
daß gemäß Entſcheidung der k. k. Statthalterei vom 9. September 1880 
der Eintragung der Chaje S. als eheliches Kind nur der Umſtand im 
Wege war, daß der Vater dazumal nicht mehr am Leben ſich befand 
und ſohin auch nicht einvernommen werden konnte. . 


I 


| 
| Ueber das Begehren des einen oder des anderen Streittheiles ift 
in einem Nechtsſtreite wegen Privilegiumseingriffes mit der Ur⸗ 
theilsſchöpfung über die inrotulirten Acten bis zur erfolgten 
Entſcheidung des k. k. Handelsminiſteriums über den daſelbſt 

anhängigen Privilegiumsannullirungsſtreit innezuhalten. 
Ueber die von der Firma A. gegen B. angebrachte Klage wegen 
Privilegiumseingriffes und Rechtfertigung der erwirkten Beſchlagnahme 
wurde das ſchriftliche Verſahren eingeleitet, durchgeführt und über die 
erſtattete Duplik die Tagſatzung zur Acteninrotulirung auf den 2. De— 
| cember 1880 angeordnet. Bei dieſer wurden die Acten eingelegt, von 
dem Vertreter des Geklagten aber das Begehren geſtellt, mit der Schöpfung 
des Erkenntniſſes ſo lange innezuhalten, bis der beim k. k. Handels— 
miniſterium anhängige Privilegiumsannullirungsſtreit entſchieden ſein wird. 

Der Vertreter der Klägerin widerſetzte ſich dieſem Begehren und 
widerſprach, daß beim Handelsminiſterium noch ein Annullirungsproceß 
anhängig ſei, welch' letzteren Widerſpruch der Vertreter des Geklagten 
unerwidert ließ. 
| Das k. k. Landesgericht in Wien hat mit Beſcheid vom 3. De- 
cember 1880, Z. 77.849, das Begehren abgewieſen, und zwar in der 
Erwägung, daß die Jurotulirung den Zweck hat, die Urtheilsſchöpfung 
zu erwirken; daß Umſtände, welche in den inrotulirten Acten nicht 
erſichtlich ſind, auf die Urtheilsſchöpſung keinen Einfluß üben, daß 
ſomit, wenn die Inrotulirung der Acten ſtattgefunden hat, eine Siſtirung 
der Urtheilsſchöpfung nur in den in der Gerichtsordnung beſtimmten 
Fällen eintritt oder über Anſuchen beider Theile ſtattfindet, einer dieſer 
Fälle aber nicht vorliegt, vielmehr vom Gegner Widerſpruch erhoben 
wird, ſomit das Begehren um Siſtirung der Urtheilsſchöpfung gerichts— 
ordnungswidrig erſcheint. 

Dem Recurſe des Geklagten hat das k. k. Oberlandesgericht in 
Wien mit Erledigung vom 1. März 1881, 3356, keine Folge 
gegeben, weil nach der Gerichtsinſtruction die Gerichte verpflichtet ſind, 
inrotulirte Rechtsſtreite mit thunlicher Beſchleunigung der Entſcheidung 
zuzuführen und daher das erwähnte Begehren als unzuläſſig mit Recht 
abgewieſen wurde. 

Dagegen hat der k. k. oberſte Gerichtshof mit Entſcheidung vom 
26. Avril 1881, 3 4430, dem außerordentlichen Reviſionsrecurſe 
des Geklagten ſtattzugeben und mit Behebung der angefochtenen unter— 
gerichtlichen Erledigungen zu verfügen befunden, daß dem vom Ge— 
klagten bei der Inrotulirungstagſatzung vom 2. December 1880 geſtellten 
Begehren gemäß mit der Artheilsſchöpfung über die inrotulirten Acten 
bis zur erfolgten Entſcheidung des k. k. Handelsminiſteriums über den 
daſelbſt anhängigen Privilegiumsannullirungsſtreit innezuhalten, den 
beiden Streittheilen die ſeinerzeitige Beibringung dieſes Erkenntniſſes 
vorzubehalten, und dasſelbe ſohin nach Vernehmung des Gegentheiles 
nachträglich ſammt der diesfalls vom Gegner abgegebenen Erklärung den 
inrotulirten Acten einzubeziehen und ſofort zur Urtheilsſchöpfung zu 
ſchreiten ſei; in der Erwägung, daß zwar darüber, ob und inwiefern 
die nach § 42 des Privilegiumsgeſetzes vom 15. Auguſt 1852, Nr. 184, 
ausſchließlich dem k. k. Miniſterium für Handel und Gewerbe vor- 
behaltene Entſcheidung über die Frage, ob das der Firma A. vom 
k. k. öſterreichiſchen Handelsminiſterium am 17. April 1879, Z. 7934, 
ertheilte Privilegium als ungiltig zu erklären, oder als erloſchen an— 
zuſehen ſei, für die Entſcheidung des Civilrichters über die von der 
genannten Firma wider den Geklagten B. auf Einſtellung des in der 
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Klage behaupteten Privilegiumseingriffes, Rechtfertigung der diesfalls 14. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten für Schleſien vom 27. Februar 
erwirkten mittlerweiligen Vorkehrung und Sicherſtellung angebrachte 1881, 3. 1963, betreffend die Verleihung des Befugniſſes eines Civil-Jugenieurs. 
Klage von Einfluß ſein wird oder nicht, dermalen nicht abgeſprochen 
werden kann; in der Erwägung, daß aber, wie ſich aus der Einrede⸗ 
beilage Nr. 3 und aus den Repliksallegaten G und H ergibt, der ee der 
Geklagte B. das Begehren um Annullirung des erwähnten Privilegiums ö n e eee 

am 10. October 1869, Nr. 32.393, wirklich beim k. k. Handels⸗ Nr. 1. Kundmachung der galizifchen Finanz-Landesdirection vom 8. De⸗ 
miniſterium augebracht hat, eine Entſcheidung über dieſes Einſchreiten 5 e 0 8 6686, beirren r ch ii 5 Aaken e 
aber im vorliegenden Proceſſe nicht beigebracht worden iſt; in der in Galizien zur Abfertigung der für das Ausland beſtimmten über 2-5 Kilogramm 
Erwägung, daß nach 8 48 des Privilegiumsgeſetzes in dem Falle 1 5 wiegenden Poſtſendungen ohne Intervention eines Gefällsorganes. 

7 „ u 27 1 Da! f ER 
die Entſcheidung einer vor den Civilrichter gehörigen Klage von Vor—⸗ a 5 Geſet born e en 12 fir das ee en 
fragen abhängt Ader welche das Erkenntniß dem Miniſterium für und Lodomerien mit dem Großherzogthunte rakau, betreffend die Ausſcheidung 
Handel und Gewerbe zukömmt, es zwar den Parteien obliegt, hierüber eine Bolte 1 dem Verbande be i alba MIDI 
das Erkenntniß desſelben zu eriken und im Lauſe des Rechtsſtreites weiſung der Attinenz Zaleſie zu dem Verbande der Gemeinde Kraſiczyn im 

e . ; el irke. 
beizubringen, daß jedoch dieſe Anordnung nicht erfüllbar iſt, wenn die e e IE. Stück Ausgeg. am 15. Jänner 
Entſcheidung des Miniſteriums für Handel und Gewerbe während der 1 Bunbkkuchig 1 1. Statthalterei o Nope 
en a 1 85 au 195 t in ee ih 3. 61.272, womit der Gemeinde Swaryczoͤw in Gemeinschaft mit dem Gutsgebiete 
erkannt werden kann, mit der civilgerichtlichen Entſcheidung bis zum das Recht zur weiteren Erhebung einer Mauthgebühr von der Brücke über den 
erfolgenden Erkenntniſſe des Handelsminiſteriums innezuhalten und über ee eee 


Landes⸗Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für das Königreich Galizien 
und Lodomerien ſammt dem Großherzogthume Krakau. 


F 8 5 8 5 EIS i 27. N 18 
Anlangen des einen oder des anderen Streittheiles und nach Einver— 3. 61 70 nee e . ch a e na 
3 dieſes E i ägli G || 2,7 1 5 g u 
ae ae nachträglich zu 855 a hebung von Mauthgebühren auf der Chrzanöw⸗Jaworzna'er Bezirksſtraße er⸗ 


theilt wird. 
(Fortſetzung folgt.) 


— mjẽäEä— . n 


Perſonalie n. 
Geſetze und Verordnungen. Seine Majeſtät haben den Botſchafter Generalmajor Guſtav Grafen 
1881. I. Quartal. Seine Majeſtät haben dem Miniſterialrathe im Miniſterium für Cultus 
und Unterricht Eduard Ritter von Gniewosz-Olexöw das Ritterkreuz des 
8 5 8 Leopold⸗Ordens taxfrei verliehen. 
Ober: und Nieder-Schleften. Seine Majeftät haben dem Legationsrathe zweiter Kategorie Rudolph 
II. Stück. Ausgeg. am 12. Februar. Grafen Welſersheimb das Ritterkreuz des Leopold-Ordens und dem Honorar⸗ 
4. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten für Schleſien vom 30. De- Legationsſecretär Eduard Horowitz den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe 
0 b 5 N 5 & en: taxfrei verliehen. 
eember 1880, Z. 11.353, betreffend die Verpflegstaxen im St. Johannes⸗Spitale Seine Majeftät haben dem Oberpoſtdirector Heinrich Ritter von Kamler 
in Salzburg. in Wien die neu ſyſtemiſirte Hofrathsſtelle bei der Poſtdirection für Oeſterreich 
5. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten für Schleſien vom 31. De- unter der Enus verliehen. a 1 
cember 1880, Z. 11.435, betreffend die Vergütung der Militär⸗Durchzugskoſt in Seine Majeſtät haben dem Oberpoſtdirector Adolph Koch von Langen— 
l 9 8. e f 1 eee treu die neu ſyſtemiſirte Oberpoſtrathsſtelle bei der Poſtdirection für Oeſterreich 
Schleſien für das Jahr 1881. . 5 unter der Enns verliehen. 
6. Kundmachung des k. k. m.⸗ſchl. Oberlandesgerichtes vom 29. December Seine Majeſtät haben dem Oberpoſtdirector für Niederöſterreich Adolph 
1880, 8. 13.764, womit die Lifte der im Sprengel des k. k. mähr.⸗ſchlef. Ober- | Koch von Langentreu den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe taxfrei 
sgerichtes i äßheit des $ 24 des Geſetzes vom 18. Februar 1878, verliehen. f g m 
ben a. 80 ee = ie uf Me S 115 1 5 di Seine Majeſtät haben dem Secti nsrathe im k. und k Miniſterium des 
R. 58 r. 30, für das Ja e eee n en „ Aeußern Philipp Nettel und dem Vorſtande des Archives und Protokolles für 
Enteignung zum Zwecke des Betriebes und der Herſtellung von Eiſenbahnen ver- politiſche Forreſpondenzen Stanislaus von Dore tarfrei den Orden der eiſernen 
öffentlicht wird. Krone dritter Claſſe 0 15 Hof- und Miniſterialofficiale erſter Claſſe Alfred 
K b c Se j 8 13. Jä Seidl das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 
. = Da u Das: 185 a En 2 85 en Seine Majeſtät haben dem Miniſterialſecretär im Miniſterium des Innern 
1881, 3. 340, betreffend die Feſtſetzung der Verpflegstaxe in der öffentlichen Hugo Exon anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und Charakter eines Sec⸗ 
Krankenanſtalt zu Weißkirchen in Mähren. tionsrathes taxfrei verliehen. 
15 N 5 4 ine Majeſtät haben dem Bezirkshauptmanne in Cieszanow Joſeph 
III. Stück. Ausgeg. am 25. Februar. Seine M. f 2 3 Joſep 
läßlich de 9 g das R J . 
8. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten für Schleſien vom 3. Februar e 6!!! N n 
1881, 3. 1100, betreffend die Feſtſetzung der Verpflegstaxe in der öffentlichen Seine Majeſtät haben dem Vicedirector der adminiſtrativen Statiſtik 
Krankenanſtalt zu Znaim in Mähren. 58 0 Joſeph Roſſiwall den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe 
f. anräfi ür S 5 taxfrei verliehen. 
9. eee des f „„ für Schleſien vom 5. Februar Seine Majeftät haben eine in der Cabinetskanzlei erledigte Cabinets- 
1881, 3. 1191, betreffend die fernere Bemauthung der auf dem Verbindungswege Concipiſten⸗ und Hofſecretärsſtelle dem im Miniſterium des Innern in Verwen⸗ 
zwiſchen der ſchleſ. Gemeinde Stiebnig und der mähr. Gemeinde Koſchatka befind- : 
lichen Brücke über den Oderfluß. i haben dem Inſpector der Kaiſerin Eliſabeth-Bahn in 
N 3 f unge in Schlesz Wien Franz Swoboda das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 
10. Kundmachung des f 15 e ee in 1 vom 5 Februar Seine Maſeſtät haben dem Univerſitätsbibliothekar in Innsbruck Adalbert 
1880, 3. 1203, betreffend die Feſtſetzung der Verpflegstaxen in den öffentlichen Jeitteles anläßlich deſſen Penſionirung die Allerhöchſte Anerkennung aus⸗ 
Spitälern Dalmatiens für das Jahr 1881. 
11. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten für Schleſien vom Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
12. Februar 1881, 3. 1509, womit der Reiſe- und Geſchäftsplan der Militär- Oberingenieur Anton ge owski zum Baurathe für den Staatsbaudienſt in 
5 5 5 E in unt. 
Stellungs⸗Commiſſionen im Kronlande Schleſien für die Stellung des Jahres er 3 Re 
1881 verlautbart wird. | 
IV. Stück. Ausgeg. am 10. März. Statthaltereiſecretärsſtelle in Niederöſterreich mit der achten Rangs claſſe, 
2. K. zandespräſi ur ER 2 bis 25. November. (Amtsbl. Nr. 264.) 
2 RR des t. 15 a für Schlefien vom 8. Februar Proviſoriſche Directors und Primararztesſtelle in der neu errichteten 
1881, 3. 1260, betreffend die fernere Bemauthung der Freudenthal⸗Karlsberger Landes⸗Irrenanſtalt in Pergine (Südtirol) mit 2000 fl. Gehalt jährtich; dann 
lichen Grenzbrücken über den Morafluß. Aſſiſtenten N fl. Sohresremuneration nebſt Wohnung, bis 24. December. 
: en Bar ür Schlesz E (Amtsbl. Nr. 264.) 
13. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten für Schleſien vom = ug Proviſoriſche Ingenieurs- und eventuell Bauadjunctenſtelle in der neunten, 
1881, 3. 1508, über die für eingelieferte Maikäfer und Engerlinge im Jahre eventuell zehnten Rangsclaſſe im Bereiche des Staatsbaudienſtes in Dalmatien, bis 


Kälnoky zum Miniſter des kaiſerlichen Hauſes und des Aeußern ernannt. 
Geſetz- und Verordnungsblatt für das Kronland Herzogthum 

dung ſtehenden Bezirkscommiſſär Paul Freiherrn von Guſſich verliehen. 

drücken laſſen. 

Erledi g u n ge n. 
und der Benniſch⸗Haidenpiltſcher Bezirksſtraße und der im Zuge derſelben befind⸗ die Stelle eines Hilfsarztes mit 1200 fl. Jahresgehalt und die Stelle eines 
1881 zu leiſtende Vergütung. 8. December. (Amtsbl. Nr. 265.) 
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